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Vorschlag eines Beschlusses des Assoziationsrates über die Anwendung von 
Artikel 8 des Assoziierungsabkommens auf die in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft hergestellten Waren 


DER ASSOZIATIONSRAT — 

gestützt auf das Assoziierungsabkommen, insbe- 
sondere auf Artikel 8 Absatz 1, sowie auf das Proto- 
koll Nr. 3 im Anhang zu diesem Abkommen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschluß Nr. 2/72 des Assoziations- 
rates über die Anwendung von Artikel 8 des Asso- 
ziierungsabkommens auf die in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft hergestellten Waren, bei denen 
die Zölle nach der in Artikel 14 des Assoziierungsab- 
kommens vorgesehenen Zeitfolge beseitigt werden, 
ist der in Betracht kommende Vomhundertsatz der 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs auf 80 v. H. 
festgesetzt worden. 

Am 1. November 1972 wird Griechenland die 
Zölle für jedes der vorgenannten Waren erneut um 
10 V. H. des Ausgangszollsatzes herabsetzien. 

Es ist daher angezeigt, bei diesen Waren den 
Vomhundertsatz, der für die Berechnung der in Ar- 
tikel 8 des Assoziierungsabkommens vorgesehenen 
Abgabe maßgebend ist, von 80 auf 90 v. H. zu er- 
höhen. 

Bei den Waren des Anhangs II des Assoziierungs- 
abkommens, die in der Liste im Anhang zum Proto- 
koll Nr. 13 nicht aufgeführt sind und in Anhang III 
dieses Abkommens nicht genannt sind, kann sich 
gegenwärtig, da diese Waren von der schrittweisen 
Beseitigung der Zölle und der mengenmäßigen Be- 
schränkungen ausgeklammert sind, eine Präferenz- 
behandlung nur aus der Anwendung der in Arti- 
kel 37 Absatz 2 des Assoziierungsabkommens vor- 
gesehenen Standstill-Klausel ergeben; eine solche 
Präferenz, die gegebenenfalls für einige wenige Wa- 
ren gewährt wird, rechtfertigt jedoch die Erhebung 
der in Artikel 8 vorgesehenen Abgabe nicht. 


Für die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden Erzeug- 
nisse besteht kein gemeinsamer Zolltarif — 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. November 1973 wird der Vom- 
hundertsatz der Zollsätze des Gemeinsamen Zollta- 
rifs, der für die Berechnung der in Artikel 8 des 
Assoziierungsabkommens vorgesehenen Abgabe 
maßgebend ist, für die in den Mitgliedstaaten her- 
gestellten Waren auf die Artikel 14 anwendbar ist, 
auf 90 V. H. festgesetzt. 

Bei den Waren, die unter Verwendung von unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallenden Erzeugnisse herge- 
stellt werden, bezieht sich dieser Vomhundersatz 
auf den in dem Herstellungsmitgliedstaat geltenden 
Zollsatz für die unter die Zuständigkeit, der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden 
Erzeugnisse, die bei der Herstellung dieser Waren 
verwendet werden. 


Artikel 2 

Die in Artikel 8 des Assoziierungsabkommens ge- 
nannte Abgabe wird nicht erhoben, wenn es sich 
bei den in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
hergestellten Waren um Erzeugnisse des Anhangs II 
des Assoziierungsabkommens handelt, die in An- 
hang III dieses Abkommens nicht genannt sind, 
selbst wenn sie in der Liste im Anhang zum Proto- 
koll Nr. 13 auf geführt sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
12. November 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 ~ E - As 17/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 22. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 610/72 über die Anwendung von im Rahmen der Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland erlassenen Vorschriften 
betreffend den Verkehr von Waren, die unter Verwendung von Waren aus dritten 
Ländern hergestellt sind, welche sich weder in der Gemeinschaft noch in 
Griecheniand im freien Verkehr befanden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 610/72 des Rates 
vom 23. März 1972 über die Anwendung von im 
Rahmen der Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland erlasse- 
nen Vorschriften betreffend den Verkehr von Wa- 
ren, die unter Verwendung von Waren aus dritten 
Ländern hergestellt sind, welche sich weder in der 
Gemeinschaft noch in Griechenland im freien Ver- 
kehr befanden geändert durch Vertrag (EWG) Nr. 
2718/72 vom 19. Dezember 1972 2) sind die Vorschrif- 
ten erlassen worden, die zur Durchführung der vom 
Assoziationsrat auf Grund von Artikel 8 des Ab- 
kommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Grie- 
chenland gefaßten Beschlüsse erforderlich sind. 

Mit Beschluß des Assoziationsrates Nr /73 

vom sind auf diesem Gebiet neue Vor- 

schriften festgelegt worden. 


Aus diesem Grunde muß die vorgenannte Verord- 
nung an den neuen Sachstand angepaßt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 610/72 wird wie folgt 
geändert; 

Der letzte Gedankenstrich in Artikel 5 wird durch 
folgende Gedankenstriche ersetzt: 

für die Zeit vom 1. Januar 1973 bis 31. Oktober 
1973 auf 80 ö/o, 

- ab 1. November 1973 auf 90 ö/o. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 1972, S. 7 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 12 
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Begründung 


1. Entsprechend den Vorschriften des Kapitels I 
des Assoziierungsabkommens wird Griechenland 
am 1. November 1973 die Zölle für jedes der Er- 
zeugnisse, bei denen die Zölle nach der in Artikel 14 
dieses Abkommens vorgesehenen Zeitfolge besei- 
tigt werden, erneut um 10 v, H. des Ausgangszoll- 
satzes senken. 

Es ist daher angezeigt, bei diesen Erzeugnissen den 
Vomhundertsatz, der für die Berechnung der in Ar- 
tikel 8 des Assoziierungsabkommens vorgesehenen 
Abgabe maßgebend ist, von 80 auf 90 v. H. zu er- 
höhen. 

Dies ist der Zweck des Vorschlages eines Beschlus- 
ses des Assoziationsrates EWG-Griechenland. 

2. Mit Verordnung (EWG) Nr. 610/72 vom 23. März 
1972^), geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 2718/ 


72 vom 19. Dezember 1973^), hat der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften Vorschriften über die An- 
wendung bestimmter Beschlüsse des Assoziations- 
rates einschließlich derjenigen über die Anwendung 
von Artikel 8 des Assoziationsabkommens erlassen, 
die der Assoziationsrat im Rahmen der Assoziation 
zwischen der EWG und Griechenland gefaßt hat. 

Im Hinblick auf den unter I behandelten Vorschlag 
eines Beschlusses muß die vorgenannte Verordnung 
an den neuen Sachstand angepaßt werden. 

Dies ist der Zweck des Vorschlags der vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaften zu erlassenden Ver- 
ordnung. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 1972, S. 7 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 22 
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